
Klausurhinweis: Da es regelmäßig indiziert ist, ist das objektive
Klarstellungsinteresse in Klausuren idR knapp zu bejahen. Längere
Ausführungen sind hier nur in den seltenen Fällen angebracht, in
denen der Sachverhalt Hinweise auf das Vorliegen eines Ausnahme-
falles enthält.

6. Ordnungsgemäßer Antrag31

Der Antrag auf Einleitung eines abstrakten Normenkontroll-
verfahrens vor dem BVerfG ist gem. § 23 I BVerfGG dort
schriftlich einzureichen und zu begründen; die erforderlichen
Beweismittel sind anzugeben.32 Der Antrag ist nicht frist-
gebunden.33

Klausurhinweis: Dieser Prüfungspunkt ist in der Klausur regelmäßig
knapp zu halten. Ob in dieser noch ein Hinweis auf die fehlende
Fristbindung der abstrakten Normenkontrolle aufgenommen wird
oder nicht, ist reine Geschmacksfrage.

II. Begründetheit
Die Begründetheit richtet sich nach dem gestellten Antrag.
Die abstrakte Normenkontrolle ist also dann begründet, wenn
der Antragsgegenstand mit höherrangigem Recht unvereinbar
(§ 76 I Nr. 1 BVerfGG) oder wenn er mit diesem vereinbar ist
(§ 76 I Nr. 2 BVerfGG).

Der Prüfungsmaßstab bestimmt sich nach Art. 93 I Nr. 2
GG. Bei Bundesrecht ist dieser Maßstab das Grundgesetz; bei
verfassungsändernden Gesetzen ist Art. 79 GG zu beachten.
Ist Landesrecht Gegenstand der Prüfung, ist dieses neben dem
Grundgesetz auch an sonstigem Bundesrecht zu messen.

Klausurhinweis: Der Bearbeiter muss die Formulierung seines Ober-
satzes in der Begründetheit also an dem gestellten Antrag ausrich-
ten. In der Klausurpraxis ist dies idR der Antrag nach § 76 I Nr. 1
BVerfGG.

III. Grundzüge der Entscheidung des BVerfG34

Ist in der Fallfrage der Klausur danach gefragt, wie das
BVerfG entscheiden wird, kann sich der Bearbeiter in seiner
Lösung nicht damit begnügen, lediglich auf die Zulässigkeit
und die Begründetheit der abstrakten Normenkontrolle ein-
zugehen. Er muss dann noch den Tenor der Entscheidung des
BVerfG, jedenfalls in den Grundzügen, formulieren. Liegen
bei einem entsprechenden Antrag eine oder mehrere Zulässig-
keitsvoraussetzungen nicht vor, was in Klausuren freilich sehr
selten sein dürfte, wird das BVerfG diesen nach allgemeinen

Prozessgrundsätzen „verwerfen“ oder „ablehnen“. Ist der
Antrag hingegen unbegründet, wird das BVerfG ihn „zurück-
weisen“.35 Es hat in diesem Falle im Rahmen von § 31 II
BVerfGG zudem die Möglichkeit, positiv die Vereinbarkeit
der geprüften Norm mit dem Grundgesetz festzustellen.36 Ist
der Antrag sowohl zulässig als auch begründet, ist § 78 S. 1
BVerfGG in den Blick zu nehmen. Hiernach erklärt das
BVerfG eine Norm bei Unvereinbarkeit mit höherrangigem
Recht für nichtig, und zwar deklaratorisch und mit Wirkung
ex tunc.37

Klausurhinweis: Ist nicht nach der Entscheidung des BVerfG ge-
fragt, sondern lediglich nach den Erfolgsaussichten eines Antrages
auf abstrakte Normenkontrolle, stellt sich für Studierende das Pro-
blem, ob ggf. noch am Ende der Klausurbearbeitung ein Hinweis auf
§ 78 BVerfGG anzubringen ist. Streng genommen darf dieser Hin-
weis dann nicht erfolgen, da die Fallfrage es nicht hergibt.

IV. Einstweilige Anordnung
Im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle ist der Erlass
einer einstweiligen Anordnung unter den Voraussetzungen
des § 32 BVerfGG zulässig.38

C. ZUSAMMENFASSUNG
Die abstrakte Normenkontrolle vor dem BVerfG zählt zu den
verfassungsprozessualen Verfahrensarten, die in der Prüfungs-
praxis die wenigsten Probleme aufwerfen. Daher ist es für den
Klausurbearbeiter umso wichtiger, hier besonders präzise vor-
zugehen. Vor allem das beschriebene Problem im Rahmen des
Antragsgrundes gehört in den Kreis der absoluten Klassiker
verfassungsprozessualer Fallstricke in der Fallbearbeitung. Es
ist daher von Studierenden „im Schlaf“ zu beherrschen.

31 Dieser Prüfungspunkt wird in der Ausbildungsliteratur entsprechend seines Inhalts
auch als „Form und Frist“ bezeichnet.

32 Zu den Anforderungen an die Formerfordernisse des § 23 I BVerfGG vgl. Lechner/
Zuck (Fn. 24) § 23 Rn. 3 ff. sowie speziell im Kontext der abstrakten Normenkon-
trolle Umbach/Clemens/Dollinger/Graßhof (Fn. 6) § 76 Rn. 34 f.

33 Vgl. BVerfGE 7, 305 (310); 38, 258 (268).
34 Gerade im Rahmen von Normenkontrollentscheidungen sind die denkbaren Ent-

scheidungsaussprüche und -wirkungen äußerst vielgestaltig. Dies nicht zuletzt des-
halb, weil das BVerfG hier eine diffizile Praxis entwickelt hat. Eine eingehende
Darstellung dieser Problematik liegt außerhalb des Zuschnitts dieses Beitrages; vgl.
daher zu den damit verbundenen Fragen im Detail Schlaich/Korioth (Fn. 4)
Rn. 378 ff. sowie Aust/Meinel JuS 2014, 25 ff.; insbes. 113 ff.

35 Vgl. hierzu Schlaich/Korioth (Fn. 4) Rn. 372.
36 Vgl. BVerfGE 65, 283 (288); Schlaich/Korioth (Fn. 4) Rn. 372.
37 Zu den Ausnahmen siehe Fleury, Verfassungsprozessrecht, 9. Aufl. 2012, Rn. 129 ff.
38 Vgl. BVerfGE 104, 51 ff.
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& SACHVERHALT
Als Mitglied der kleinen P-Partei hält Bürger W deren Einzug in den Bundestag für derart
unwahrscheinlich, dass er gar nicht erst wählen geht. Tatsächlich scheitert die P-Partei bei der
folgenden Bundestagswahl an der sog. Fünf-Prozent-Hürde. Dieses Schicksal teilt sie mit 24
anderen Parteien, die insgesamt knapp 16% der Wählerstimmen errungen haben. W sieht sich
daher in seiner Meinung bestärkt, dass die gesetzliche Sperrklausel gegen das Grundgesetz
verstößt. In Deutschland müssten die Parteien grundsätzlich so viele Sitze im Parlament
bekommen, wie ihnen nach den Zweitstimmen zustehen. Es könne nicht angehen, dass die
großen Parteien immer die Gewinner des Systems seien, während die Kleinen leer ausgingen.
Eine Parteienzersplitterung wie in der Weimarer Republik sei schließlich längst nicht mehr zu
befürchten. Auch für Deutschland müsse der „europäische Maßstab“ gelten, nach dem es keine
Sperrklauseln mehr geben dürfe. Außerdem führe die Angst, dass die eigene Stimme am Ende
gar nicht zählt, dazu, dass immer mehr Menschen wie Herdentiere die großen Parteien wählen
und kleine Parteien diskriminiert werden.

Zudem missfällt demW, dass mittlerweile ohne gute Gründe an der Briefwahl teilgenommen
werden kann. Viele seiner Bekannten seien deswegen am Wahltag nicht im Wahllokal erschie-
nen. Die Briefwahl hält W aber für fälschungs- und fehleranfällig. Zudem verstoße sie gegen
die Öffentlichkeit der Wahl, einen ungeschriebenen Wahlrechtsgrundsatz. Sein reiselustiger
Nachbar M gibt aus seinem balearischen Zweitwohnsitz fernmündlich zu Recht zu bedenken,
dass die letzten Wahlen im heimatlichen Bundesland B auch mit begründungsloser Briefwahl-
möglichkeit zu keiner Verringerung der Anzahl der in Wahllokalen abgegebenen Stimmen
geführt haben. Er zitiert zutreffend aus der Gesetzesbegründung: „Der Gesetzgeber hat der
zunehmenden Mobilität in der heutigen Gesellschaft, verbunden mit einem Wandel hinsicht-
lich der Bedeutung einer individuellen Lebensgestaltung, Rechnung getragen. Danach ist eine
Beschränkung der Gründe für die Briefwahlbeantragung nicht mehr zeitgemäß, weil ein Ver-
zicht auf eine Reise oder auch nur auf einen Tagesausflug, um an einer Wahl durch Urnenwahl
teilnehmen zu können, in der Regel kaum noch in Erwägung gezogen wird.“ Von rechtlichen
Schritten gegen die Wahl rät M seinem Nachbarn schon deswegen ab, weil der sich als
Wahlverweigerer hinterher nicht beschweren könne.

W möchte dennoch die Ungültigkeit der Wahl festgestellt wissen. Er erhebt ordnungs-
gemäß, aber erfolglos Beschwerde vor dem Bundestag. Daher ruft er frist- und formgerecht
das BVerfG an.

Wie wird das BVerfG entscheiden, wenn es sich aufgrund seiner hohen Arbeitsbelastung erst nach dem
Ende der laufenden Wahlperiode mit dem Anliegen des W befasst?

Bearbeitervermerk: Es ist auf alle aufgeworfenen Rechtsfragen einzugehen. Auf die §§ 6 III, 14 III, 17 II,
§ 49 BWahlG und § 66 BWO wird hingewiesen. Im Übrigen bleiben die Vorschriften der BWO und des
WahlprüfG außer Betracht. § 17 II BWahlG alter Fassung sah vor, dass nur Personen einen Wahlschein
beantragen konnten, die verhindert waren, in dem Wahlbezirk wählen zu gehen, in dessen Wählerver-
zeichnis sie eingetragen waren.

& LÖSUNG

Hinweis: Der aktuellen Relevanz wahlrechtlicher Probleme trägt dieser Klausurfall in ungewohntem
prozessualem Gewand Rechnung. Gefordert ist genaue Gesetzesarbeit im Rahmen der Zulässigkeit,
während die verfassungsrechtliche Prüfung von Fünf-Prozent-Hürde und begründungsloser Briefwahl-
möglichkeit die Auswertung des Sachverhaltes und ein Grundverständnis der Wahlrechtsgrundsätze und
ihrer Prüfungsstruktur voraussetzt. Diese Kenntnisse bilden gleichzeitig das Rüstzeug, um die vielfältigen
wahlrechtlichen Fragestellungen gewinnbringend zu bearbeiten.

A. ZULÄSSIGKEIT DER WAHLPRÜFUNGSBESCHWERDE

I. Zuständigkeit des BVerfG
W begehrt, die angegriffene Bundestagswahl für ungültig erklären zu lassen. Nach § 49
BWahlG kann er dies nur mittels einer Wahlprüfungsbeschwerde erreichen (Maunz/Dürig/H.
H. Klein, GG, 69. EL 2013, Art. 41 Rn. 54). Eine mögliche Rechtssatzverfassungsbeschwerde
tritt hinter dieses speziellere Verfahren zurück (Lackner JuS 2010, 307 [309 f.]) und würde
zudem dem Rechtsschutzziel des W nicht vollständig gerecht.

Das BVerfG ist für eine Wahlprüfungsbeschwerde zuständig nach Art. 93 I Nr. 5, 41 II GG,
§§ 13 Nr. 3, 48 BVerfGG.

II. Statthaftigkeit
Die Wahlprüfungsbeschwerde ist nur gegen einen zurückweisenden Bundestagsbeschluss statt-

Spezielle Wahlprüfungs-
beschwerde
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